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Das Buch behandelt das Verwaltungsverfahren
einschließlich Verwaltungsvollstreckung und
Verwaltungsrechtsschutz. Besondere Beachtung findet
zudem das - nicht nur für die Praxis wichtige - Thema
"Bescheid". Prüfungsschemata, Aufbaumuster, Schaubilder
sowie Formulierungsvorschläge ermöglichen ein sowohl
praxis- als auch prüfungsorientiertes Studium. Das
Autorenteam hat sich für die 12. Auflage aus dem Kreis der
HochschullehrerInnen der HSPV NRW erweitert und
verjüngt.
 
Prof. Dr. Harald Hofmann, Prof. Dr. Uta Hildebrandt, Prof.
Dr. Susanne Gunia, Prof. Dr. Christian Zeissler lehren an
der HSPV NRW, Hochschule für Polizei und öffentliche
Verwaltung Nordrhein-Westfalen.



Vorwort zur 12. Auflage

Das Autorenteam hat sich mit der Überarbeitung zur
aktuellen Neuauflage verjüngt. Schon für die Vorauflage
hatten wir als zusätzliche Autorin Frau Prof. Dr.
Hildebrandt hinzugewinnen können. Nunmehr sind auch
Frau Prof. Dr. Gunia und Herr Prof. Dr. Zeissler im Team.
Herr Prof. Dr. Gerke, der von der 6. bis zur 11.  Auflage Co-
Autor war, hat sich zurückgezogen. Wir danken ihm für
seine wertvollen Beiträge, die maßgeblich zum bisherigen
Erfolg des Buches beigetragen haben.
In der vorliegenden völlig überarbeiteten Auflage konnten
Gesetzgebung, Rechtsprechung und wissenschaftliche
Literatur bis Mai 2022 berücksichtigt werden.
Das Buch orientiert sich weiterhin an dem bisherigen
Konzept, der Leserschaft das Allgemeine Verwaltungsrecht
unter besonderer Berücksichtigung einerseits
prüfungsrelevanter Themen und andererseits für die Praxis
wichtiger Fragen darzustellen.
Wie in den Vorauflagen, erlauben wir uns folgendes Zitat –
zum Wissenschaftsbetrieb im Allgemeinen und im
Besonderen zu dem von den Autoren erfahrenen
Spannungsverhältnis zwischen den Zielen
„Umfangbegrenzung“ und „Tiefe der Darstellung“:
„Die Wissenschaft, sie ist und bleibt,
was einer ab vom andern schreibt.
Doch trotzdem ist, ganz unbestritten,
sie immer weiter fortgeschritten.
Der Leser, traurig aber wahr,
ist häufig unberechenbar:
Hat er nicht Lust, hat er nicht Zeit,
dann gähnt er: „Alles viel zu breit!“
Doch wenn er selber etwas sucht,



was ich, aus Raumnot, nicht verbucht,
wirft er voll Stolz sich in die Brust:
„Aha, das hat er nicht gewusst!“
Man weiß, die Hoffnung wär’ zum Lachen,
es allen Leuten recht zu machen.“
(Eugen Roth, Großes Tierleben, Vorwortgedicht „Zum
Geleit“, 3. + 4.  Absatz)
 
Weiterhin sind Anregungen und Verbesserungsvorschläge
sehr willkommen (an: h.hof@gmx.net).
Empfohlen seien auch die instruktiven Videos von Prof. Dr.
Attendorn „Fit im Verwaltungsrecht“ (bei HSPV oder
youtube):
https://www.video.hspv.nrw.de/channel/AVR/10
https://www.youtube.com/channel/UCRYfwDS6eLXYoVXKh
AwRhsw

Köln, August 2022
Prof. Dr. Harald Hofmann/Prof. Dr. Uta Hildebrandt/
Prof. Dr. Susanne Christine Gunia/Prof. Dr. Christian
Zeissler

mailto:h.hof@gmx.net
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Zu den Autoren

Nach dem Studium in Bonn und München war Prof. Dr.
Harald Hofmann bei der Bezirksregierung Münster tätig.
Seit 1991 lehrt und forscht er an der Hochschule für Polizei
und öffentliche Verwaltung (ehemals „Fachhochschule für
öffentliche Verwaltung“) NRW, Abteilung Köln, in den
Fächern Allgemeines Verwaltungsrecht und
Kommunalrecht. Einer seiner Forschungsschwerpunkte ist
das Thema „Online-Partizipation“ (Kooperation mit der
Universität Düsseldorf im Rahmen eines mit Landesmitteln
geförderten „Forschungskollegs“). Ein weiterer
Forschungsschwerpunkt ist das chinesische
Verwaltungsrecht (Forschungskooperation mit
Verwaltungshochschule Peking).
Er berät seit mehr als 10  Jahren Kommunal-, Regional- und
Staatsverwaltungen in Deutschland und in Ost- und
Südosteuropa im Rahmen von
Verwaltungsreformprozessen. Außerdem ist er Mitautor
der Bücher „Hofmann/Theisen/Bätge, Kommunalrecht in
NRW“ (z.Zt. 19.  Auflage) und „Hofmann, Hsg. Praktische
Fälle aus dem Kommunalrecht“ (z.Zt. 13.  Auflage).
Homepage: www.prof-dr-hofmann.de
Nach einem Studium der Rechtswissenschaften an den
Universitäten Augsburg und Heidelberg wurde Prof. Dr.
Uta Hildebrandt 1999 mit einer Arbeit zu
Verfassungsfragen des Religionsunterrichts an der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg promoviert.
Anschließend war sie einige Zeit als Rechtsanwältin in
Brüssel und Berlin bei einer großen wirtschaftsberatenden
deutschen Kanzlei tätig. 2001 wechselte sie in den
Staatsdienst des Landes Berlin und war dort mehrere Jahre
in verschiedenen Funktionen in der Senatskanzlei des
Landes Berlin beschäftigt. Seit 2010 hat sie eine Professur

http://www.prof-dr-hofmann.de/


für Staats- und Verwaltungsrecht an der Hochschule für
Polizei und öffentliche Verwaltung NRW, Abteilung Köln,
inne. Nebenamtlich lehrt sie auch im Studiengang „Master
of Public Administration (MPA)“ der Universität Kassel.
Prof. Dr. Susanne Gunia arbeitete nach ihrem Studium
an den Universitäten Bielefeld und Köln mehrere Jahre in
einer großen Wirtschaftskanzlei als Rechtsanwältin. Nach
ihrer Promotion an der Universität zu Köln war sie bei
mehreren Wirtschaftsverbänden tätig. Zu ihren Aufgaben
gehörte schwerpunktmäßig die Begleitung von
Gesetzesvorhaben, die Fortbildung, die Veröffentlichung
von Fachbeiträgen und die Beratung von Mitgliedern in
sozialversicherungsrechtlichen und beamtenrechtlichen
Angelegenheiten. Seit 2011 ist sie hauptamtlich Lehrende
an der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung
NRW mit den Fächern Allgemeines Verwaltungsrecht und
juristische Methodik sowie Beamtenrecht.
Prof. Dr. Christian Zeissler studierte
Rechtswissenschaften an der Universität zu Köln und
absolvierte das Rechtsreferendariat am Landgericht Bonn.
Er promovierte im Jahr 2013 an der Westfälische Wilhelms-
Universität Münster zu einem immissionsschutzrechtlichen
Thema. Er war mehrere Jahre als Rechtsanwalt
(Fachanwalt für Verwaltungsrecht) in einer großen
Wirtschaftskanzlei mit öffentlich-rechtlichem Schwerpunkt
in Bonn tätig und befasst sich seitdem mit dem Umwelt-
und Planungsrecht. Seit 2018 ist er Inhaber einer Professur
für Verwaltungsrecht an der heutigen Hochschule für
Polizei und öffentliche Verwaltung NRW. Er ist Mitautor
verschiedener Kommentare.
Anteile an der Bearbeitung:
Abschnitte 1, 10
Hofmann
Abschnitte 6, 7, 8, 9
Hildebrandt



Abschnitte 2, 3, 4, 5
Gunia
Abschnitte 11, 12, 13
Zeissler
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2.4 Eigenschaften des aufzuhebenden VA

3. Rücknahme des VA gemäß §  48 VwVfG
3.1 Rücknahme belastender VAe
3.2 Rücknahme begünstigender VAe
3.3 Rücknahme gemeinschaftsrechtswidriger
Verwaltungsakte

4. Widerruf des VA gemäß §  49 VwVfG
4.1 Nicht begünstigender VA



4.2 Begünstigender VA
4.3 Erstattung und Verzinsung

5. Sonderfälle von Rücknahme und Widerruf
5.1 VA mit (drittbelastender) Doppelwirkung
5.2 Privatrechtsgestaltender VA
5.3 Ungünstige Änderung eines belastenden VA

6. Wiederaufgreifen des Verwaltungsverfahrens
6.1 Wiederaufgreifen nach §  51 Abs.  1–4 VwVfG
6.2 Wiederaufgreifen nach §  51 Abs.  5 VwVfG
6.3 Behördliche Entscheidung
6.4 Ablehnungsbescheid

11.  Abschnitt: Widerspruchsverfahren
1. Funktion und Bedeutung des Vorverfahrens
2. Erfolgsaussichten des Widerspruchs
3. Zulässigkeit des Widerspruchs

3.1 Vorliegen einer verwaltungsrechtlichen
Streitigkeit
3.2 Statthaftigkeit des Widerspruchs
3.3 Widerspruchsbefugnis
3.4 Form des Widerspruchs
3.5 Widerspruchsfrist
3.6 Beteiligten- und Verfahrensfähigkeit
3.7 Widerspruchsinteresse

4. Begründetheit des Widerspruchs
4.1 Prüfungsmaßstab und -umfang
4.2 Formelle Rechtmäßigkeit
4.3 Materielle Rechtmäßigkeit
4.4 Verwerfungskompetenz
4.5 Maßgeblicher Zeitpunkt
4.6 Reformatio in peius

5. Ablauf des Widerspruchsverfahrens
5.1 Abhilfeverfahren
5.2 Entscheidung der Widerspruchsbehörde

6. Bescheidtechnik
6.1 Abhilfeentscheidung
6.2 Widerspruchsbescheid



6.2.1 Entscheidung bei unzulässigem
Widerspruch
6.2.2 Entscheidung bei unbegründetem
Widerspruch
6.2.3 Entscheidung bei Heilung eines Form-
oder Verfahrensfehlers
6.2.4 Entscheidung bei zulässigem und
begründetem Widerspruch
6.2.5 Entscheidung bei teilweise begründetem
Widerspruch
6.2.6 Entscheidung bei zurückgenommenem
oder sonst erledigtem Widerspruch
6.2.7 Kostenentscheidung im
Widerspruchsverfahren

12.  Abschnitt: Verwaltungsgerichtlicher
Rechtsschutz

1. Aufbau der Verwaltungsgerichtsbarkeit
2. Verfassungsrechtliche Bezüge
3. Der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten

3.1 Ausdrückliche Zuweisungen zum
Verwaltungsrechtsweg
3.2 Abdrängende Verweisungen auf andere
Rechtswege

3.2.1 Spezialzuständigkeiten der ordentlichen
Gerichte
3.2.2 Spezialzuständigkeiten für besondere
öffentlich-rechtliche Rechtswege

3.3 Die verwaltungsgerichtliche Generalklausel
4. Grundsätze des verwaltungsgerichtlichen
Verfahrens
5. Der Inhalt von Klageschrift und Klageerwiderung

5.1 Klageschrift
5.2 Schematische Darstellung einer Klageschrift
5.3 Klageerwiderung der Behörde
5.4 Schematische Darstellung einer
Klageerwiderung



6. Allgemeine Sachentscheidungsvoraussetzungen
7. Statthafte Klagearten
8. Der maßgebliche Zeitpunkt für die Entscheidung im
Verwaltungsprozess
9. Der verwaltungsgerichtliche Überprüfungsmaßstab
10. Anfechtungsklage

10.1 Besondere Sachurteilsvoraussetzungen der
Anfechtungsklage

10.1.1 Statthaftigkeit
10.1.2 Klagebefugnis
10.1.3 Vorverfahren
10.1.4 Klagefrist

10.2 Begründetheit der Anfechtungsklage
11. Verpflichtungsklage
12. Abgrenzung von Anfechtungs- und
Verpflichtungsklagen
13. Allgemeine Leistungsklage
14. Allgemeine Feststellungsklage
15. Fortsetzungsfeststellungsklage

15.1 Vorbereitung eines Amtshaftungsprozesses
15.2 Wiederholungsgefahr
15.3 Rehabilitationsinteresse
15.4 Sich typischer Weise kurzfristig erledigende
(tief greifende) Grundrechtseingriffe

16. Normenkontrollverfahren
17. Verfahrensbeendigungen

17.1 Verfahrensbeendigungen ohne
Sachentscheidung

17.1.1 Klagerücknahme (§  92 VwGO)
17.1.2 Prozessvergleich (§  106 VwGO)
17.1.3 Erledigungserklärung

17.2 Verfahrensbeendigungen mit
Sachentscheidung

17.2.1 Gerichtsbescheide
17.2.2 Beschlüsse
17.2.3 Urteile



18. Rechtsmittel
19. Der vorläufige Rechtsschutz

19.1 Der einstweilige Rechtsschutz nach §§  80, 80a
VwGO

19.1.1 Aufschiebende Wirkung von Widerspruch
und Anfechtungsklage

19.1.1.1 Grundsatz: Suspensiveffekt (§  80
Abs.  1 VwGO)
19.1.1.2 Ausnahmen: Entfall des
Suspensiveffekts (§  80 Abs.  2 VwGO)

19.1.2 Der einstweilige Rechtsschutz nach §  80
Abs.  4 VwGO
19.1.3 Der einstweilige Rechtsschutz nach §  80
Abs.  5 VwGO
19.1.4 Der einstweilige Rechtsschutz in
Drittbeteiligungsfällen nach §  80a VwGO

19.2 Der einstweilige Rechtsschutz nach §  123
VwGO

20. Exkurs: Formlose Rechtsbehelfe
13.  Abschnitt: Verwaltungsvollstreckung

1. Begriff der Verwaltungsvollstreckung
2. Die Vollstreckung von Geldforderungen

2.1 Allgemeine Voraussetzungen für die Einleitung
des Vollstreckungs verfahrens
2.2 Vollstreckung in das bewegliche Vermögen

2.2.1 Vollstreckung in Sachen
2.2.2 Vollstreckung in Forderungen und andere
Vermögensrechte

2.3 Vollstreckung in das unbewegliche Vermögen
3. Der Verwaltungszwang

3.1 Grundlagen
3.2 Zwangsmittel

3.2.1 Ersatzvornahme
3.2.2 Zwangsgeld
3.2.3 Unmittelbarer Zwang



3.2.4 Abgrenzung von Ersatzvornahme und
unmittelbarem Zwang

3.3 Gestuftes Verfahren
3.3.1 Grundlagen
3.3.2 Allgemeine
Vollstreckungsvoraussetzungen
3.3.3 Vollstreckungshindernisse
3.3.4 Androhung
3.3.5 Festsetzung
3.3.6 Anwendung

3.4 Sofortvollzug
4. Kosten
5. Rechtsschutz in der Verwaltungsvollstreckung

5.1 Rechtsschutz gegen den Grundverwaltungsakt
5.2 Rechtsschutz gegen Vollstreckungsmaßnahmen

6. Abschleppfälle
6.1 Grundlagen
6.2 Abschleppmaßnahmen als Vollstreckung im
gestreckten Verfahren
6.3 Abschleppmaßnahmen als Vollstreckung im
Sofortvollzug
6.4 Weitere Problemfelder

7. Rechts- und Pflichtennachfolge im öffentlichen
Recht
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